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30 Jahre EWR wird gefeiert – und ein 
Stimmungsbild der Bevölkerung eingeholt 
Im Mai feiert Liechtenstein seine 30-jährige Mitgliedschaft im Europäischen Wirtschaftsraum. Dazu wird die Bevölkerung eingeladen. 

Desirée Vogt 
 
Mit seinem Ja zum EWR ist 
Liechtenstein am 1. Mai 1995 
eine enge Partnerschaft mit der 
Europäischen Union eingegan-
gen.  «Ein wichtiger politischer 
Meilenstein», wie Regierungs-
chef Daniel Risch am Dienstag 
im Rahmen einer Medienkon-
ferenz betonte. Gemeinsam mit 
Aussenministerin Dominique 
Hasler informierte er über das 
im kommenden Jahr anstehen-
de Jubiläum, das am 15. Mai mit 
einem öffentlichen Festakt für 
die Bevölkerung begangen wird. 
Zudem wird eine Bürger- und 
Unternehmensbefragung über 
die Wahrnehmung des EWR 
durchgeführt. Aus Sicht der Re-
gierung ist der EWR eine Er-
folgsgeschichte. Sehen es Bevöl-
kerung und Unternehmen nach 
30 Jahren ebenso? 

«Auch Kritikpunkte sollen 
eingebracht werden» 
«Wir wollen also nicht nur fei-
ern, wir wollen auch ein Stim-
mungsbild einholen», so Daniel 
Risch. So werden in Zu sam -
men arbeit mit der Universität 
Liechtenstein die Befragungen 
durch geführt.  

Für die Bevölkerungsbefra-
gung werden 2700 zufällig aus-
gewählte Landesbürger mit der 
Bitte um Teilnahme an der Be-
fragung angeschrieben. Bei der 
Unternehmensbefragung wird 
eine ausgewählte Anzahl an 
Unternehmen durch ihre jewei-

ligen Verbände per E-Mail kon-
taktiert. «Jede Stimme zählt. 
Wir erhoffen uns durch die Be-
fragung wichtige Erkenntnisse. 
Etwa in welchen Bereichen die 
wichtigsten Errungenschaften 
gesehen werden. Aber auch 
Kritikpunkte sollen und dürfen 
natürlich eingebracht werden», 

so der Regierungschef. Die da-
raus gezogenen Resultate und 
Erkenntnisse werden in den Be-
richt und Antrag betreffend 30 
Jahre EWR-Mitgliedschaft ein-
fliessen, welcher schliesslich im 
Mai 2025 im Landtag behan -
delt werden soll. «Dabei han-
delt es sich quasi um einen 

Grundlagen- und Übersichtsbe-
richt», so Risch. 

«Spannendes Programm» 
am Festakt angekündigt 
Aussenministerin Dominique 
Hasler bat darum, sich den 15. 
Mai 2025 bereits im Kalender 
zu reservieren – dann findet 

nämlich der öffentliche Festakt 
im SAL in Schaan statt. «Als 
Dank für das damals mutige Ja 
zum EWR ist es eine Herzens-
angelegenheit, die Bevölkerung 
dazu einzuladen», so Hasler. 
Bereits im Frühjahr sollen die 
offiziellen Einladungen an die 
Haushalte verschickt werden.  

Zum Programm selbst wollte 
die Aussenministerin noch nicht 
allzu viel verraten, aber «es wird 
spannend», ist sie überzeugt. 
Im Rahmen des Festakts werde 
die Entwicklung des EWR von 
den Anfängen bis heute aufge-
zeigt. Der Abend werde zudem 
«lebendig gestaltet»; Interviews 
mit Vertreterinnen und Vertre-
tern aus Wirtschaft und Politik 
sowie Teilnehmende eines EU-
Programmes – diese gehen über 
den Wirtschaftsbereich hinaus – 
sollen die Vergangenheit be-
leuchten und auch einen Aus-
blick auf die Zukunft des EWR 
geben.  

Der EWR – und was er 
Liechtenstein ermöglicht 
Durch den EWR sind die 27 
Mitglieder der Europäischen 
Union und die drei EWR-/ 
EFTA-Staaten (Liechtenstein, 
Island und Norwegen) in einem 
Binnenmarkt zusammenge-
schlossen. Die Staatsbürgerin-
nen und Staatsbürger aller 30 
EWR-Mitgliedstaaten haben das 
Recht, von den vier Grundfrei-
heiten Gebrauch zu machen: 
dem freien Warenverkehr, Per-
sonenverkehr, Dienstleistungs-
verkehr und Kapitalverkehr. 
Ein heit liche Wett bewerbs re -
geln sowie harmonisierte Be-
stimmungen in den Bereichen 
Sozialpolitik, Konsumenten-
schutz, Umwelt, Statistik sowie 
Gesellschaftsrecht unterstützen 
das Funktionieren des Binnen-
marktes.

Aussenministerin Dominique Hasler und Regierungschef Daniel Risch informierten über das anstehende Jubiläum. Bild: ikr

Kirche-Staat-Initiative laut  
Regierung verfassungskonform 
Im zweiten Anlauf ist die Initiative der Freien Liste zur Trennung von 
Kirche und Staat mit der Verfassung vereinbar, so die Regierung. 

Die parlamentarische Initiative 
der Freien Liste zur Neurege-
lung des Verhältnisses zwischen 
dem Staat und den Religionsge-
meinschaften ist aus Sicht der 
Regierung verfassungskonform. 
Zu diesem Schluss kommt die 
Regierung in der von Gesetzes 
wegen durchzuführenden Vor-
prüfung. Die Regierung über-
prüft dabei, ob die Initiative mit 
der Verfassung und den beste-
henden Staatsverträgen über-
einstimmt und in formeller Hin-
sicht den legistischen Grundsät-
zen entspricht. 

Regierung lehnt  
Initiative inhaltlich ab 
In inhaltlicher Hinsicht lehnt die 
Regierung die Initiative der Frei-
en Liste aber dennoch ab. Unter 
anderem deshalb, weil die Ini -
tianten mit der Initiative ein 
Mandatssteuersystem in die ak-
tuelle Regierungsvorlage zur 
Schaffung eines Religions -
gemeinschaftengesetzes inte-
grieren möchten. «Ein Mandats-
steuersystem würde ein kom -
plett neues Finanzie rungs sys tem 

für Religionsgemeinschaften 
dar stellen. Ein gänzlich neues 
Finanzierungssystem kann al-
lerdings gar nicht sinnvoll in die 
genannte Regierungsvorlage in-
tegriert werden, da die Einfüh-
rung eines solchen neuen Sys-
tems die vorgängige Entflech-
tung auf Gemeindeebene 
be dingt», schreibt die Regie-
rung. Die Entflechtung auf Ge-
meindeebene ist aber nicht Teil 
der Regierungsvorlage, diese 
schaffe dafür lediglich die recht-
lichen Grundlagen.  In der Initia-
tive der Freien Liste wird offen-
gelassen, wie genau die Klärung 
der vermögensrechtlichen Ver-
hältnisse auf Gemeindeebene 
erfolgen soll, und es ist unklar, 
ob Verträge zwischen den Ge-
meinden und der Landeskirche 
zustande kämen. «Eine fehlen-
de Entflechtung auf Gemein-
deebene würde zudem gemäss 
der Initiative eine Kürzung des 
Mandatssteueranteils der Lan-
deskirche nach sich ziehen und 
ist auch deshalb abzulehnen», 
findet die Regierung. Als 
nächs tes muss nun der Landtag 

entscheiden, ob die Initiative 
verfassungskonform ist. Erst in 
einem nächsten Schritt würde 
sich das Parlament inhaltlich 
damit auseinandersetzen. Bei 
dem letzten Anlauf war die 
Freie Liste noch an der Verfas-
sungskonformität gescheitert. 
Der Vorschlag sah  vor, dass der 
katholischen Kirche die Man-
datssteuer nur ausgezahlt wird, 
falls eine vermögens- und an-
stellungsrechtliche Entflech-
tung zwischen ihr und den Ge-
meinden erfolgt ist. Im Ex-
tremfall könnte dies dazu 
führen, dass alle bisherigen 
Leistungspflichten des Landes 
und der Gemeinden an die 
Landeskirche – zumindest vo-
rübergehend – entschädigungs-
los entfielen. Mit einer knap -
pen Mehrheit kam der Landtag 
zu der Erkenntnis, dass  diese 
Benachteiligung der Landes-
kirche nicht verfassungskon-
form ist. Kurz darauf reichte die 
Freie Liste eine neue Version 
der Initiative ein, welche nun 
der Verfassung offenbar stand-
hält. (red/ikr)

Petition fordert Umsetzung von 
Religionsgemeinschaftengesetz 
Die Neuordnung von Kirche und Staat liegt nach dem Bremsen der 
Katholischen Kirche auf Eis. Eine Petition will dieses nun schmelzen. 

Im Dezember trifft sich der 
Landtag zur letzten Sitzung die-
ser Legislaturperiode. Ein über-
konfessionelles Komitee setzt 
nun das Thema Kirche und Staat 
nochmals auf die Traktandenlis-
te. Mit einer Petition fordern 
über 100 Unterzeichnende, dass 
das Religionsgemeinschaften-
gesetz, welches der Landtag be-
reits in erster Lesung beraten 
hat, in Kraft gesetzt wird. Das 
Anliegen ist jedoch aussichtslos. 
Da die Regierung noch keine 
Stellungnahme für die Zweite 
Lesung verabschiedet hat, wird 
es in dieser Legislatur definitiv 
nichts mehr mit der Neuord-
nung des Verhältnisses von Kir-
che und Staat.  

Doch selbst wenn die Regie-
rung für den Dezember-
Landtag noch eine zweite Le-
sung der Gesetzesvorlage ange-
strebt hätte, wäre dieses 
Unterfangen wohl kaum von Er-
folg geprägt gewesen. Im Zuge 
der Ersten Lesung hatte sich he-
rauskristallisiert, dass die Vor -
lage im aktuellen Landtag kaum 
eine Mehrheit finden würde. Ein 

wesentlicher Grund ist die Va-
kanz auf dem Bischofsstuhl in 
Vaduz. Nach dem Rücktritt von 
Erzbischof Haas im Sommer 
2023 ist derzeit Bischof Benno 
Elbs als Administrator für das 
Erzbistum Vaduz zuständig. 
Elbs lobbyierte im Frühjahr in-
tensiv bei den Abgeordneten, 
mit dem Erlass eines Religions-
gemeinschaftengesetzes zu war -
ten, bis ein neuer Bischof im 
Amt ist und stiess damit auch 
auf Gehör. 

In dieser Legislatur wird 
nichts mehr vorwärts gehen 
Die Leidtragenden sind die an-
deren Religionsgemeinschaften, 
welche teils seit Jahrzehnten auf 
eine würdige Anerkennung 
durch den Staat Liechtenstein 
warten. Aus diesen Kreisen ist 
nun auch die Petition motiviert, 
welcher sich der Landtag im De-
zember annehmen wird. Das 
vom Landtag schon in erster Le-
sung behandelte Religionsge-
meinschaftengesetz enthalte 
«vernünftige Bestimmungen, 
welche eine Gesetzeslücke 

schlies sen und unsere Gesell-
schaft vor Sekten, Fanatikern, 
Fundamentalisten und sonsti-
gem Missbrauch der Religions-
freiheit schützen werden. Sie 
schützen ganz besonders die 
echten religiösen Minderheiten, 
die de facto schon seit Jahrzehn-
ten sich friedlich im Lande ent-
wickelt haben, indem sie ihnen 
einen rechtlichen Rahmen ge-
ben», heisst es im Petitionstext.  

Weiter wird darauf hingewie -
sen, dass die Einführung des Re-
ligionsgemeinschaftengesetzes 
kei ner Verfassungsänderung be-
dürfe. «Der derzeitige Status der 
katholischen Landeskirche wird 
also nicht infrage gestellt, es ent-
steht kein Präjudiz für die späte-
re Regelung des Themas ‹Kirche 
und Staat›, und die Verabschie-
dung ist somit sicher mehrheits-
fähig», meinen die Petitionäre.  

Darüber diskutieren wird 
der Landtag Anfang Dezember 
wohl. Tatsächlich entschieden 
wird aber frühestens in der neu-
en Legislatur, von dem neu ge-
wählten Landtag und der neu 
gewählten Regierung. (ds)


